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Die öffentliche Wahrnehmung des Gesundheits-
sektors hat sich in den letzten Jahren deutlich 
gewandelt. Neben den Kosten der Gesund-
heitsversorgung ist die Bedeutung der Gesund-
heit als Wirtschaftsfaktor stärker in den Vorder-
grund gerückt. Das Statistische Bundesamt 
hat in den 90er-Jahren mit der Gesundheits-
ausgaben- und der Gesundheitspersonalrech-
nung ein Instrumentarium entwickelt, das die 
Darstellung beider Aspekte des Gesundheits-
sektors in Deutschland erlaubt. Das Statistische 
Landesamt Baden-Württemberg hat Teile die-
ser Rechenwerke nachgebildet, um den Ge-
sundheitssektor des Landes mit vergleichbaren 
Kennzahlen beschreiben zu können.
Im Oktober des vergangenen Jahres wurden 
Daten zu Gesundheitsausgaben und zum Ge-
sundheitspersonal in Baden-Württemberg für 
das Jahr 2007 veröffentlicht.1 Die Gesundheits-
ausgaben gelten dabei als Indikator sowohl 
für den Umfang der Gesundheitsversorgung 
als auch für deren Kosten. Die Kennzahlen zum 
Gesundheitspersonal heben demgegen über 
die Bedeutung des Gesundheitssektors für 
Wertschöpfung und Beschäftigung in Baden-
Württemberg stärker hervor. 
Im Land wurden je Einwohner 3 060 Euro 
für Gesundheit ausgegeben
Im Jahr 2007 wurden in Baden-Württemberg 
rund 33 Mrd. Euro für gesundheitsbezogene 
Güter und Dienstleistungen ausgegeben. Auf 
jeden Einwohner des Landes entfielen damit 
durchschnittliche Gesundheitsausgaben in Höhe 
von 3 060 Euro. Dieser Wert liegt geringfügig 
unter den Pro-Kopf-Ausgaben für Deutschland. 
Zwar dürften im Land die Preise für Gesund-
heitsleistungen etwas höher sein als im Bundes-
durchschnitt, der damit verbundene ausgaben-
steigernde Effekt wird aber durch die günstigere 
Bevölkerungsentwicklung und Alterstruktur in 
Baden-Württemberg mehr als ausgeglichen.
Im internationalen Vergleich zeigen sich be-
trächtliche Unterschiede bei der Höhe der Pro-
Kopf-Ausgaben für Gesundheit: Vor allem in 
den USA aber auch in der Schweiz wird je Ein-
wohner erheblich mehr für Gesundheit ausge-
geben (Schaubild 1). Nach Angaben der OECD 
lagen die Gesundheitsausgaben je Einwohner 
in den USA 2007 bei 7 290 US-Dollar in Kauf-
kraftparitäten2. Damit waren sie mehr als dop-
pelt so hoch wie in Baden-Württemberg! Zwar 
lassen sich Gründe für höhere Gesundheits-
ausgaben finden: Das US-amerikanische Ge-
sundheitssystem bietet in manchen Bereichen 
ein sehr hohes Versorgungsniveau, der Lebens-
stil der Amerikaner ist oftmals noch weniger 
gesund als in Europa und auch die USA spüren 
die Folgen der demografischen Alterung. Die 
mehr als doppelt so hohen Pro-Kopf-Gesund-
heitsausgaben lassen sich dadurch aber nicht 
vollständig erklären. Vielmehr scheinen auch 
Ineffizienzen sowohl bei den Versicherungs-
unternehmen als auch bei den Leistungser-
bringern eine wichtige Ursache für die über-
höhten Kosten zu sein. Sie führen dazu, dass 
medizinische Leistungen und Versicherungs-
leistungen in den USA häufig überteuert sind. 
(siehe i-Punkt Seite 29). Die Wurzel dieser 
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In effizienzen sind Wettbewerbsdefizite, also 
fehlender Wettbewerb oder unzulänglich funk-
tionierende Wettbewerbsmechanismen. 
In der Schweiz, mit Gesundheitsausgaben pro 
Kopf in Höhe von 4 420 US-Dollar in Kaufkraft-
paritäten, sind die einwohnerbezogenen Ge-
sundheitsausgaben immerhin noch fast um ein 
Viertel höher als in Baden-Württemberg. Die 
Schweiz hat in den 90er-Jahren zwar einen er-
heblichen Wettbewerb auf der Versicherungs-
seite eingeführt, allerdings nicht auf der Leis-
tungs seite zwischen den Leistungsanbietern. 
Dort hat man vielmehr auf eine Dämpfung der 
Nachfrage durch hohe Eigenbeteiligung gesetzt. 
Offenbar nicht mit dem gewünschten Erfolg.
Gesundheitsausgabenquote vergleichsweise 
niedrig
Sind die Gesundheitsausgaben in Baden-Würt-
temberg nun hoch oder niedrig? Am besten 
lässt sich diese Frage anhand der Gesundheits-
ausgabenquote, das ist die Relation zwischen 
dem Gesamtvolumen der Gesundheitsausga-
ben und der Wirtschaftsleistung, beurteilen. 
Sie gibt an, welcher Teil der Ressourcen eines 
Landes für Gesundheit ausgegeben wird – ver-
gleichbar dem Teil des Einkommens, den ein 
Haushalt für Gesundheit aufwendet. Die Ge-
sundheitsausgabenquote Baden-Württembergs 
belief sich im Jahr 2007 auf gut 9 % und war 
damit um über einen Prozentpunkt geringer 
als der Wert für Deutschland (Schaubild 2). Die 
überdurchschnittliche Arbeitsproduktivität und 
die unterdurchschnittliche Arbeitslosigkeit in 
Baden-Württemberg führen dazu, dass die Wirt-
schaftsleistung pro Kopf überdurchschnittlich 
ist. Das ist die Voraussetzung dafür, dass die 
Gesundheitsausgabenquote des Landes um 
über ein Zehntel unter dem Mittelwert für 
Deutschland liegt, obwohl die Pro-Kopf-Gesund-
heitsausgaben den Vergleichswert für den Bund 
um weniger als ein Prozent unterschreiten. Im 
internationalen Vergleich stechen wieder die 
2 Die Vergleichswährung 
„US-Dollar in Kaufkraftpa-
ritäten (US-Dollar, KKP)“ 
wird von der Weltbank be-
rechnet. Sie besitzt die 
gleiche Kaufkraft wie der 
US-Dollar in den USA, 
Kaufkraftunterschiede zwi-
schen den Ländern werden 
eliminiert. 
Gesundheitsausgaben
Gesundheitsausgaben sind alle Aus-
gaben, die in einer Region zur Erhaltung 
oder Wiederherstellung der Gesundheit der 
Bevölkerung getätigt werden. Dabei werden 
nur Ausgaben für den gesundheitsbezoge-
nen Endverbrauch erfasst. Ausgaben für 
Vorleistungsprodukte werden nur implizit, 
also in dem Maße, wie sie sich in den Prei-
sen für die Endprodukte niederschlagen, 
berücksichtigt. Gesundheitsausgaben wer-
den letztlich von den privaten Haushalten 
und den Arbeitgebern getragen. Erfasst 
werden die Gesundheitsausgaben jedoch 
größtenteils bei den Institutionen, die ge-
sundheitsbezogene Güter und Dienstleis-
tungen finanzieren. Als Ausgabenträger 
gelten deshalb neben den privaten Haus-
halten und Arbeitgebern auch die gesetz-
lichen und privaten Kranken- und Pflege-
versicherun gen sowie – in dem Umfang, in 
dem sie Ausgaben für den gesundheitsbe-
zogenen Endverbrauch vornehmen – die 
gesetzliche Renten- und Unfallversicherung 
sowie die öffentlichen Haushalte.
Gesundheitssektor / Gesundheitswirtschaft
Die Gesundheitsausgaben fließen den An-
bietern und Produzenten von gesundheits-
bezogenen Gütern und Dienstleistungen zu. 
Diese Unternehmen und Einrichtungen bil-
den nach dem Konzept der Gesundheits-
ökonomischen Gesamtrechnung, das von 
der OECD entwickelt wurde, die Basis für 
die Abgrenzung des Gesundheitssektors bzw. 
der Gesundheitswirtschaft einer Volkswirt-
schaft. Der Gesundheitssektor umfasst als 
klassische Querschnittsbranche dabei neben 
dem Gesundheitswesen und den Pflegeein-
richtungen noch eine Vielzahl von Branchen 
aus anderen Wirtschaftsbereichen. Aus dem 
Einzelhandel werden beispielsweise Apothe-
ken, der medizinische Einzelhandel sowie die 
Augen optiker dem Gesundheitssektor zu-
gerechnet. Der Großhandel weist mit dem 
Pharma großhandel ebenfalls gesundheits-
bezogene Sparten auf, und die Industrie ist 
vor allem mit der Pharmaindustrie und Medi-
zintechnik im Gesundheitssektor vertreten.
Gesundheitswesen
Das Gesundheitswesen bildet den Kern des 
Gesundheitssektors. Es umfasst die Anbieter 
von Dienstleistungen in der stationären und 
ambulanten Gesundheitsversorgung sowie 
im Pflegebereich. Dazu gehören zum Bei-
spiel Krankenhäuser, Vorsorge- und Rehabi-
litationseinrichtungen, Pflegeeinrichtungen, 
niedergelassene Ärzte und Zahnärzte sowie 
die Praxen nichtärztlicher Anbieter von me-
dizinischen Leistungen. In der Wirtschafts-
statistik wird das Gesundheitswesen im 
Rahmen der Klassifikation der Wirtschafts-
zweige (nahezu vollständig) durch einen 
einzelnen Wirtschaftszweig abgebildet.
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USA hervor. Die US-Amerikaner wenden einen 
erheblich höheren Teil ihres Einkommens für 
Gesundheitsleistungen auf als die Einwohner 
der meisten anderen Industrieländer.
In Baden-Württemberg ist die Gesundheits-
ausgabenquote, nachdem sie zwischenzeitlich 
auf knapp 10 % gestiegen war, wieder auf den 
Wert des Jahres 2000 gesunken. Die Quote für 
Deutschland weist einen entsprechenden Ver-
lauf auf – wenn auch auf etwas höhe rem Ni-
veau. Im Land und im Bund sind die nomina-
len Gesundheitsausgaben von 2000 bis 2007 
also nicht stärker gestiegen als die nominale 
Wirtschaftsleistung. 
Unter den westlichen Industrieländern ist das 
aber eher die Ausnahme. In den meisten Län-
dern hat sich der überproportionale Anstieg 
der Gesundheitsausgaben fortgesetzt. Auch in 
Baden-Württemberg und in Deutschland dürfte 
die Gesundheitsausgabenquote wieder steigen. 
Schon allein die wirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen werden voraussichtlich dafür sor-
gen. Der kräftige Rückgang der Wirtschaftsleis-
tung im Zuge der Rezession wird dazu geführt 
haben, dass die Gesundheitsausgabenquote 
sich spätestens 2009 deutlich erhöht hat. Da 
bislang davon ausgegangen wird, dass das 
Wirtschaftswachstum im Zuge der Erholung 
bestenfalls moderat ausfallen wird, dürften 
auch in der Erholungsphase die Gesundheits-
ausgaben stärker steigen als die Wirtschaftsleis-
tung. Hinzu kommt die demografische Entwick-
lung: die Alterung der Bevölkerung bewirkt 
einen zusätzlichen Druck auf die Gesundheits-
ausgaben. Ein Anstieg der Gesundheitsausga-
benquote ist damit aus heutiger Sicht unver-
meidlich. 
Die gesetzlichen Krankenversicherungen sind 
die größten Ausgabenträger
Die insgesamt rund 33 Mrd. Euro an Gesund-
heitsausgaben in Baden-Württemberg werden 
im Endeffekt von Haushalten und Unternehmen 
getragen. Als „Ausgabenträger“ gelten in der 
Gesundheitsausgabenrechnung allerdings die-
jenigen Institutionen, die die Gesundheitsleis-
tungen finanzieren. Die gesetzlichen Kranken-
versicherungen waren dabei 2007 mit einem 
Ausgabenvolumen von gut 18 Mrd. Euro die 
größte Gruppe unter den Ausgabenträgern 
(Schaubild 3). 
An zweiter Stelle standen die privaten Haus-
halte und – in ihrer Funktion als Ausgabenträ-
ger und nicht als Leistungserbringer – private 
Organisationen ohne Erwerbszweck wie Kir-
chen und Wohlfahrtsverbände. Ihre Ausgaben 
beliefen sich auf über 5 Mrd. Euro und über-
stiegen damit noch die Aufwendungen der pri-
vaten Kranken- und Pflegeversicherungen in 
Höhe von knapp 4 Mrd. Euro. Auf die öffentliche 
Hand entfielen knapp 1,5 Mrd. Euro an Gesund-
heitsausgaben. Die Ausgaben fallen vor allem 
für Leistungen bei Krankheit und zur Pflege im 
Rahmen der Sozialhilfe und für Ausgaben im 
Bereich der Gesundheitsverwaltung an.
Zwar wurde über die Hälfte der Gesundheits-
ausgaben in Baden-Württemberg 2007 von den 
gesetzlichen Krankenversicherungen getätigt. 
Ihr Ausgabenanteil lag mit 55 % aber deutlich 
unter dem Durchschnittswert für Deutschland 
in Höhe von knapp 58 %. Im Gegenzug war 
der Ausgabenanteil der privaten Kranken- und 
Pflegeversicherungen im Land mit 11 % zwei 
Prozentpunkte höher als der Wert für Deutsch-
land. Dies spiegelt die größere Bedeutung der 
privaten Versicherungen in Baden-Württemberg 
wider. Ebenfalls höher als der bundesweite 
Vergleichswert war der Ausgabenanteil, der 
auf die privaten Haushalte und die privaten 
Organisationen ohne Erwerbszweck entfällt. 
Die im weitesten Sinne „privaten“ Ausgaben-
trägergruppen erreichten in Baden-Württem-
berg zusammen einen Ausgabenanteil von 
27 %, gegenüber knapp 23 % in Deutschland. 
Dies dürfte vor allem auf den vergleichsweise 
höheren Wohlstand in Baden-Württemberg 
und eine größere eigenverantwortliche Aus-
gaben- und Privatversicherungsbereitschaft 
zurückzuführen sein.
Gesundheitsausgaben bezogen auf das Bruttoinlandsprodukt*)
für ausgewählte Länder 2000 und 2007S2
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Im Zeitvergleich ist der Anteil der gesetzlichen 
Krankenversicherungen an den Gesundheits-
ausgaben in Baden-Württemberg nahezu kons-
tant geblieben. Das ist zum einen das Ergebnis 
von Kostendämpfungsmaßnahmen in der 
deutschen Gesundheitspolitik, zum anderen 
hat aber auch die vergleichsweise günstige 
Einkommensentwicklung im Land mehr Men-
schen den Wechsel in die private Krankenver-
sicherung ermöglicht als andernorts. Auch die 
Ausgabenanteile der – neben den gesetzlichen 
Krankenkassen – übrigen Sozialversicherungs-
träger sowie der öffentlichen Haushalte sind 
tendenziell gesunken. Dagegen stieg der Aus-
gabenanteil der privaten Kranken- und Pflege-
versicherungen um einen Prozentpunkt und 
der Anteil der privaten Haushalte und privaten 
Organisationen ohne Erwerbszweck lag 2007 
sogar um zwei Prozentpunkte über dem Wert 
von 2000. Letzteres ist unter anderem auf die 
gestiegene Eigenbeteiligung der Patienten 
durch höhere Zuzahlungen und die Praxisge-
bühr zurückzuführen.
Die Beschäftigung im Gesundheitssektor 
wächst stetig
Zwischen 2000 und 2007 sind die Gesundheits-
ausgaben in Baden-Württemberg um rund 
5,6 Mrd. Euro gestiegen. Die Zunahme erfolgte 
dabei nahezu ohne Unterbrechung. Lediglich 
2004 war es zu einem leichten Rückgang ge-
kommen (Schaubild 4). Damals war das Gesetz 
zur Modernisierung der gesetzlichen Kranken-
versicherung (GMG) in Kraft getreten, das durch 
höhere Zuzahlungen und die Einführung der 
Praxisgebühr die Selbstbeteiligung der gesetz-
lich versicherten Patienten deutlich erhöht hatte. 
Parallel zu den Ausgaben hat von 2000 bis 2007 
auch die Beschäftigung im Gesundheitssektor 
deutlich zugenommen. 2007 erreichte sie einen 
Umfang von 614 000 Erwerbstätigen, was einer 
Zunahme um fast 44 000 Beschäftigte seit dem 
Jahr 2000 entspricht. Da im Gesundheitssektor 
vor allem personengebundene Dienstleistun-
gen, die ein vergleichsweise geringes Rationa-
lisierungspotenzial aufweisen, eine wichtige 
Rolle spielen, sind die Ausgaben- und die Be-
schäftigungsentwicklung in diesem Wirtschafts-
bereich eng miteinander verbunden.
Von 2000 bis 2005 hatten die Gesundheitsaus-
gaben in Baden-Württemberg insgesamt zwar 
wesentlich stärker zugenommen als die nomi-
nale Wirtschaftsleistung. In den Jahren 2006 
und 2007 hat das Bruttoinlandsprodukt durch 
sein starkes Wachstum diesen Rückstand jedoch 
wieder fast vollständig wettgemacht. Bei der 
Beschäftigung hat eine derartige Entwicklung 
nicht stattgefunden. Auch 2007, dem Jahr mit 
der seit Langem stärksten Zunahme der Er-
werbstätigenzahl in Baden-Württemberg, fiel 
die prozentuale Zunahme der Beschäftigung 
im Gesundheits sektor nicht viel schwächer aus 
als in der Gesamtwirtschaft. Der Vorsprung der 
Gesundheits wirtschaft, der sich seit 2003 he-
rausgebildet hatte, blieb also erhalten. Auch 
darin zeigt sich, dass die Expansion des Ge-
sundheitssektors, wie er durch die Entwick-
lung der Gesundheitsausgaben abgebildet wird, 
deutlich beschäftigungsintensiver ist als das 
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Dadurch trägt die Gesundheitswirtschaft nicht 
unerheblich zur Stabilisierung der gesamtwirt-
schaftlichen Beschäftigung bei.
Mehr als jeder 10. Erwerbstätige im Land 
ist im Gesundheitssektor tätig
Mit 614 000 Beschäftigten liegt der Anteil des 
Gesundheitssektors an der Gesamtbeschäfti-
gung in Baden-Württemberg bei 11,2 % und 
damit leicht über dem Wert für Deutschland, 
der sich auf 11,0 % beläuft. Die ganz überwie-
gende Zahl der gesundheitswirtschaftlich Be-
schäftigten ist in Einrichtungen der ambulanten 
Gesundheitsversorgung oder der stationären 
und teilstationären Gesundheitsversorgung 
tätig. Der Beschäftigungsanteil dieser beiden 
Bereiche am Gesundheitssektor liegt in Baden-
Württemberg zusammen bei 80 %. Der ambu-
lanten Gesundheitsversorgung werden unter 
anderem Arzt- und Zahnarztpraxen, Praxen 
nichtärztlicher medizinischer Berufe und Apo-
theken zugerechnet. Zu der stationären und 
teilstationären Gesundheitsversorgung gehö-
ren vor allem Krankenhäuser, Rehabilitations- 
und Vorsorgeeinrichtungen sowie Einrichtun-
gen der stationären Pflege. Erheblich geringer 
sind die Beschäftigungsanteile der Vorleistungs-
industrien – das sind die Pharmaindustrie, die 
Medizintechnik und Teile des Großhandels – 
mit knapp 12 % und der Verwaltung mit 4 %.
Von 2000 bis 2007 stieg die Zahl der Beschäf-
tigten im Gesundheitssektor in Baden-Württem-
berg um über 44 000. Dabei entfiel mit 19 000 
zusätzlichen Beschäftigten der größte Teil des 
Zuwachses auf die Einrichtungen der ambulan-
ten Gesundheitsversorgung. Aber auch im Be-
reich der stationären Gesundheitsversorgung 
kam es mit einem Plus von 15 000 Beschäftig-
ten und in den Vorleistungsindustrien mit 
8 000 Beschäftigten zu deutlichen Zuwächsen. 
Rückläufig war die Zahl der Arbeitsplätze da-
gegen in der Verwaltung. In diesem Teilbereich 
des Gesundheitssektors, der vor allem die 
Pflege- und Krankenversicherungen sowie 
Standesorganisationen wie beispielsweise 
Das US-amerikanischen Gesundheits-
system unter Effizienzgesichtspunkten
Der amerikanische Gesundheitssektor ist in 
weitaus größerem Ausmaß privatwirtschaft-
lich organisiert als seine europäischen Pen-
dants. Die Finanzierung des amerikanischen 
Gesundheitssystems erfolgt über den priva-
ten Versicherungsmarkt.1 Es existieren weder 
eine Versiche rungspflicht für die Bevölkerung 
noch ein Kontrahierungszwang für die Ver-
sicherer. Die Versicherungsunternehmen 
können also Kunden aufgrund ihrer Kranken-
geschichte, ihres Alters oder aus anderen 
Grün den einen Vertragsabschluss verweigern. 
Für über 65-Jährige und Behinderte besteht 
das staatliche Versicherungsprogramm 
„Medi care“, für Bedürftige das Programm 
„Medicaid“. Trotz der staatlichen Ergänzungs-
pro gramme ist die Zahl der Nichtversicherten 
in den Vereinigten Staaten hoch. Ihre Zahl wird 
auf über 45 Mill. geschätzt, das entspricht 
einem Bevölkerungsanteil von 15 %. Da keine 
Mindestanforderungen für den Leistungs ka-
talog der Versicherer be stehen, gelten außer-
dem 25 Mill. Versicherte als unterversichert. 
Die hohen Kosten des amerikanischen Ver-
sicherungssystems gehen nach der Ansicht 
der meisten Experten auf eine Vielzahl von 
Ineffizienzen im amerikani schen Gesund-
heitssystem zurück: 
 ? Die hohe Zahl der Nicht- oder Unterversi-
cherten führt dazu, dass medizinische Be-
handlungen zu spät oder gar nicht in An-
spruch genommen werden. Das führt zu 
teuren Behandlungen im Spätstadium 
oder zu Notfallversorgung. 
 ? Es besteht eine große Differenz zwischen 
Beitragseinnahmen und Leistungsaus-
gaben der Versicherungsunternehmen. 
Die Gründe: Hohe Verwaltungskosten, 
hohe Marketingausgaben und hohe Divi-
dendenerwartungen der Anteilseigner. 
Eine quasimonopolistische Marktstruktur 
verhindert, dass Versicherer mit einem 
besseren Leistungsangebot im Markt 
Fuß fassen können. 
 ? Die US-amerikanische Regierung verzich-
tet auf Preisregulierungen bei Arzneimit-
teln. Medikamente sind dadurch in den 
Vereinigten Staaten sehr teuer und die 
Pharmafirmen erzielen hohe Gewinn-
spannen. 
 ? Im Rahmen von Medicaid und Medicare 
werden medizinische Leistungen durch 
Festbeträge für jede erbrachte Leistung 
vergütet. Das setzt Anreize zur Leistungs-
ausweitung.
1 Neelsen, Sven/Metzger, Michael: Obamacare – Hoffnung auf eine Reform des amerikanischen Gesundheitssystems? 
Ifo-Schnelldienst 21/2009, S. 45 ff.
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Kammern umfasst, ging die Zahl der Beschäf-
tigten um 2 000 Personen zurück. Gemessen 
an der prozentualen Beschäftigungszunahme 
lagen die Vorleistungsindustrien mit einem 
Plus von fast 13 % an der Spitze. Aber auch die 
Beschäftigungsentwicklung in der ambulanten 
Gesundheitsversorgung lag mit gut 8 % noch 
leicht über dem Durchschnittswert für den 
gesam ten Wirtschaftsbereich.  
Der Gesundheitssektor ist der beschäftigungs-
stärkste Wirtschaftszweig im Land
Anhand von Daten über die sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten lässt sich ein Ranking 
der Branchen für Baden-Württemberg erstellen. 
Sowohl im Jahr 2000 als auch im Jahr 2007 war 
der Gesundheitssektor der beschäftigungs-
stärkste Wirtschaftszweig im Land (Schaubild 5). 
Deutlich geringer waren und sind die Beschäf-
tigungsanteile der nachfolgenden Branchen. 
Im Jahr 2000 war der Maschinenbau mit rund 
7 % noch die zweitstärkste Branche. Bis 2007 
hatten jedoch die vorwiegend freiberuflich ge-
prägten wirtschaftsnahen Dienstleistungen, die 
sogenannten Unternehmensdienstleistungen, 
den Maschinenbau mit einem Beschäftigungs-
anteil von knapp 9 % überrundet. Dieser be-
legte nun den 3. Platz und war damit der ein-
zige Wirtschaftszweig aus dem Produzierenden 
Gewerbe unter den 4 beschäftigungsstärksten 
Branchen im Land. An die Stelle des Bauge-
werbes war der Einzelhandel getreten. Dessen 
Anteil an der gesamten sozialversicherungs-
pflichtigen Beschäftigung war allerdings 2007 
nur knapp halb so hoch wie der Beschäftigungs-
anteil des Gesundheitssektors.
Welcher Wettbewerb im Gesundheitssektor 
wird angestrebt? 
Der Gesundheitssektor ist ein wichtiger Wirt-
schaftsfaktor mit hohem Wachstumspotenzial 
und – zumindest in einigen Branchen – günsti-
gen Beschäftigungsaussichten. Allerdings be-
steht aufgrund der Alterung der Bevölkerung 
ein hoher Kostendruck, der sich in Zukunft noch 
verstärken wird. Es ist absehbar, dass die pri-
vaten Haushalte in der Zukunft einen steigen-
den Kostenanteil tragen werden müssen. Nicht 
nur sozialpolitisch ist es deshalb geboten, Effi-
zienzreserven im Gesundheitssektor auszu-
schöpfen. Es liegt auch im ureigensten Interesse 
der Leistungsanbieter, durch effizientes Leis-
tungserbringen ein Höchstmaß an Zufrieden-
heit bei den Patienten und Beitragszahlern zu 
erreichen. 
Das Instrument zur Effizienzsteigerung ist der 
Wettbewerb.3 Die Bundesregierung stellt im 
Koalitionsvertrag die große Bedeutung des 
Wettbewerbs im Gesundheitssektor heraus.4 
Im Versicherungsbereich soll insbesondere der 
Wettbewerb zwischen den gesetzlichen Kran-
kenkassen gestärkt werden. Es deutet sich an, 
dass langfristig der Gesundheitsfonds und 
damit der einheitliche Beitragssatz abgeschafft 
und kassenindividuelle Beitragssätze wieder 
eingeführt werden sollen. Dies könnte tatsäch-
lich zu einer Verstärkung des Kassenwettbe-
werbs führen. Entscheidend ist allerdings, dass 
der morbiditätsorientierte Risikostrukturaus-
gleich („Morbi-RSA“), der mit dem Gesund-
heitsfonds eingeführt wurde, im Wesentlichen 
erhalten bleibt. Erst dadurch wird der Anreiz für 
die gesetzlichen Krankenkassen neutralisiert, 
bevorzugt gesunde Versicherte aufzunehmen. 
Auf dem Leistungsmarkt ist die Lage kompli-
zierter, deshalb seien nur einige Maßnahmen 
herausgegriffen, durch die in verschiedenen 
Ländern versucht wird, Ineffizienzen zu beseiti-
gen und den Wettbewerb zu steigern. Dazu 
gehören
 ? Beseitigung der Trennung zwischen statio-
närer und ambulanter Versorgung 
 ? Der Aufbau von ärztlichen Versorgungs-
zentren 
 ? Das Zulassen von Einzelverträgen zwischen 
Versicherungen und Leistungsanbietern
 ? Die Stärkung der Hausärzte als „Lotsen“ 
durch das Gesundheitssystem
Der Koalitionsvertrag der neuen Bundesregie-
rung lässt nicht erkennen, dass derartige Maß-
Die 4 beschäftigungsstärksten*) Branchen 
in Baden-Württemberg 2000 und 2007S5
























*) Anteil an der Gesamtzahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten in Baden-Württemberg;
Stichtag 30. Juni. – 1) Ohne Apotheken und medizinischen Facheinzelhandel.
3 Vgl. beispielsweise Wissen-
schaftlicher Beirat beim 
Bundesministerium für 
Wirtschaft und Technologie: 
Mehr Wettbewerb im Sys-




Zusammenhalt. – Der 
Koalitionsvertrag zwischen 
CDU, CSU und FDP, 2009, 
S. 84 ff., PDF-Dokument.
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nahmen gestärkt werden sollen – eher das Ge-
genteil. Zumindest im Bereich der ambulanten 
Versorgung, also bei den niedergelassenen 
Ärzten, den Zahnärzten und den Apotheken, 
scheint die Stärkung des Wettbewerbs keine 
Priorität zu besitzen. Damit könnte sich eine 
Einwicklung abzeichnen, wie sie in den 90er-
Jahren in der Schweiz zu beobachten war. Trotz 
eines starken Wettbewerbs auf der Versiche-
rungsseite nahmen dort die Gesundheitskosten 
kräftig zu. Der Grund: Die Stärkung des Wett-
bewerbs zwischen den Leistungsanbietern war 
vernachlässigt worden.
Weitere Auskünfte erteilt
Reinhard Knödler, Telefon 0711/641-29 58,
Reinhard.Knoedler@stala.bwl.de
kurz notiert ...
Kreislauferkrankungen häufigster Anlass für 
Krankenhausbehandlung
In den 297 Krankenhäusern Baden-Württembergs 
wurden im Jahre 2008 gut 1,9 Mill. Patienten 
vollstationär versorgt. Nach wie vor häufigster 
Behandlungsanlass waren mit 284 000 Fällen 
Erkrankungen des Kreislaufsystems. Mit zu-
sammen 199 000 Fällen machten Verletzungen 
und Vergiftungen einen Krankenhausaufenthalt 
notwendig. 192 400 Patienten und Patientinnen 
suchten eine Klinik wegen einer Erkrankung 
des Verdauungssystems auf und 174 000 voll-
stationäre Aufenthalte erforderte die Behand-
lung von bös artigen Neubildungen (Krebs).
Bei den Männern variiert die Rangfolge der Er-
krankungen leicht. Der häufigsten Diagnose, 
Krankheiten des Kreislaufsystems, folgen Pro-
bleme des Verdauungssystems und erst auf 
Platz 3 Verletzungen und Vergiftungen, womit 
sie von der Fallzahl her mit den Frauen nahezu 
gleichauf liegen (99 200 zu 99 900).
Auch bei den Frauen dominieren Kreislaufer-
kran kungen. An zweiter Stelle folgen 116 000 
Klinik aufenthalte im Zusammenhang mit 
Schwanger schaft und Geburt noch vor Verlet-
zungen und Vergiftungen und den Krankheiten 
des Verdauungssystems.
Auch 2008 wieder mehr Krankenhausbehand-
lungen infolge einer Norovirus-Infektion
2 889 Patienten mussten im Jahr 2008 wegen 
einer Norovirus-Erkrankung in den Kranken-
häusern Baden-Württembergs vollstationär 
versorgt werden. Das war die bislang höchste 
Zahl an Behandlungen im Zusammenhang mit 
dieser virusbedingten Magen-Darm-Entzün-
dung. In den letzten Berichtsjahren war eine 
sehr starke Zunahme dieses Behandlungsan-
lasses zu beobachten. Vor allem 2007 war gegen-
über 2006 ein sprunghafter Anstieg der Fall-
zahlen zu beobachten. Die Patientenzahl stieg 
binnen Jahresfrist von 630 auf 2 308 Fälle um 
knapp das Vierfache. Um weitere 581 Fälle 
nahm 2008 die Zahl der Norovirus bedingten 
Krankenhausaufenthalte zu.
Vor allem bei jungen und älteren Menschen 
führte die Virusattacke zu einem Klinikaufent-
halt. So sind 63 % aller stationär versorgten 
Norovirus-Patienten unter 10 Jahre alt oder 
75 Jahre und älter. Während der Anteil bei den 
ganz jungen Patienten knapp 35 % betrug, lag 
er bei den „Senioren“ bei gut 28 %.
Jedes 11. Baby in Baden-Württemberg wiegt 
bei der Geburt mehr als 4 000 Gramm
Die meisten Kinder, die in Baden-Württemberg 
zur Welt kommen, wiegen bei ihrer Geburt 
zwi schen 3 000 und 4 000 Gramm. Damit lag 
bei 2 von 3 Babys – wie bereits seit Mitte der 
70er-Jahre – das Gewicht zwischen 3 und 4 Ki-
logramm. Ebenso hat sich der Anteil der Kin-
der, die bei der Geburt mehr als 4 000 Gramm 
wiegen, kaum verändert: Etwa jedes 11. Baby 
zählt zu dieser „Gewichtsklasse“. Ledig lich der 
Anteil von „Frühchen“ mit weniger als 1 000 
Gramm hat sich, wohl insbesondere aufgrund 
des medizinischen Fortschritts, gegenüber den 
70er-Jahren auf 0,5 % ver doppelt: Im Jahr 2008 
hatten rund 68 % der Lebendgeborenen dieses 
Gewicht. 
Im Schnitt wog ein Baby im Jahr 2008 rund 
3 330 Gramm. Damit hat sich das durchschnitt-
liche Geburtsgewicht eines Babys in den letzten 
gut drei Jahrzehnten entgegen der land läufi gen 
Meinung praktisch nicht verändert: Seit 1975 
variiert dieses Gewicht in einer Spannweite 
von lediglich 45 Gramm. 
Unterschiede beim Geburtsgewicht zeigen 
sich allerdings in Abhängigkeit von der Gebur-
tenfolge: Ein Baby, das als 1. Kind einer ver-
heirateten Frau zur Welt ge kommen ist hatte 
2008 im Schnitt immerhin 130 Gramm weniger 
als ein Baby, das als 4. oder weiteres Kind von 
einer Frau geboren wurde.
